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Stellungnahme des Deutschen Bauernverbandes zum Entwurf 

einer Verordnung zur Änderung der Abwasser -verordnung und 

zur Änderung der Bundes -Bodenschutz - und 

Altlastenverorndung  

 

 

Berlin, 01 .0 4 .202 6  

 

Hinweis zu dieser Stellungnahme  

Der DBV ist registrierter Interessenvertreter nach § 3 Lobbyregistergesetz  

Registernummer:  R002175  

 

 

Generelle Anmerkungen  

Der Deutsche Bauernverband  (DBV) dankt für die Möglichkeit zur Stellungnahme im Rahmen der 

Verbändeanhörung zur Verordnung zur Änderung der Abwasserverordnung und zur Änderung der 

Bundes -Bodenschutz - und Altlastenverorndung . Die geplanten Anpassungen betreffen 

insbesondere Anlagen zur Vergärung und Mitvergärung von Bioabfällen und Gülle und haben 

weitreichende Auswirkungen auf deren regulatorische Einordnung sowie die technischen und 

organisatorischen Anforderungen.  

 

Der D BV zeigt sich irritiert über den vorliegenden Verordnungsentwurf, der deutlich über die 

europarechtlich notwendige Umsetzung hinausgeht und damit in direktem Widerspruch zu dem 

im Koalitionsvertrag verankerten Ziel einer konsequenten 1:1 -Umsetzung von EU -Rech t steht. 

Anstatt bestehende Vorgaben europarechtskonform und praxistauglich in nationales Recht zu 

überführen, erweitert der Entwurf den Anwendungsbereich und die Anforderungen erheblich – 

ohne fachliche Notwendigkeit und mit spürbaren zusätzlichen Belastu ngen für Betreiber . 

 

Anhang 23 Biologische Abfallbehandlung   

Mit der Änderung des Anhang 23 AbwV werden erstmals Anlagen zur Vergärung und 

Mitvergärung von Bioabfall und Gülle miterfasst, sofern diese in der Nummer 8.6 des Anhang 1 

der Verordnung über genehmigungsbedürftigen Anlagen (4. BImSchV) aufgeführt sind.   
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Anwendungsbereich  

Zu Absatz 1 Satz 1 Nummer 2  

Die Änderungen des Anhangs sollen eigentlich der 1:1 ‑Umsetzung der f ür IED ‑Anlagen 

verbindlichen BVT ‑Schlussfolgerungen f ür Abfallbehandlungsanlagen dienen. Der DBV kritisiert 

jedoch, dass der Entwurf nicht ausschlie ßlich die IED ‑Tätigkeit „Abfallbehandlung “ erfasst, 

sondern auch die Biogaserzeugung einbezieht – und damit weit über das europarechtlich 

Erforderliche hinausgeht.  

Bereits heute liegen die nationalen Schwellenwerte der 4. BImSchV deutlich unter den 

EU ‑Vorgaben: Anstatt der europarechtlichen 75 t/Tag gelten in Deutschland nach Nr. 8.6.2 bereits 

50 t/Tag als IED ‑Schwelle. Die neue Formulierung w ürde dazu f ühren, dass praktisch alle Anlagen 

nach 8.6.1, 8.6.2 und 8.6.3 unter den Anhang fallen – darunter viele (z.  B. nach 8.6.3), die zu über 

95 % keine Abfallbehandlungsanlagen sind.  Wir schlagen dementsprechend folgende 

Formulierung vor : 

 

Änderungsvorschlag Absatz 1 Satz 1 Nummer 2:  

„2. Vergärung und Mitvergärung von Abfällen und Gülle, soweit diese Abfall ist, in Anlagen nach 

Nummer 8.6.1.1, 8.6.2.1 und 8.6.3.1 des Anhangs 1 der Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen,“  

 

Auf diese Wiese wi rd sichergestellt, dass tatsächlich nur die Anlagen in den Anwendungsbereich 

des Anhang 23 der Abwasserverordnung fallen, für die es europarechtlich erforderlich ist.  

 

Zu Teil A Absatz 1 Satz 2  

Der DBV begrüßt die in Satz 2 erfolgte Konkretisierung der zu betrachtenden Flächen.   

Zu unbestimmt bleibt jedoch der "funktionale und räumliche Zusammenhang".  Es steht zu  

befürchten , dass es zu  eine r Ausdehnung des Anwendungsbereiches auf tierhaltungsbezogene 

Lagerstätten  kommt . 

 

Es ist daher klarzustellen, dass die Maßgaben des Anhang 23 nur für solches Niederschlagswasser 

Anwendung finden, welches tatsächlich als Abwasser beseitigt werden soll. Das ist notwendig, um 

sicherzustellen, dass die Abwasserverordnung den mit § 19 (5) AwSV eröffneten  Verwertungs - bzw. 

Verwendungswegen nicht entgegensteht. Dies gilt insbesondere für die Verwendung im Rahmen 

der guten fachlichen Praxis der Düngung nach § 19 (5) Satz 2 AwSV.  
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Änderungsvorschlag Teil A Absatz 1 Satz 2:  

„Dieser Anhang gilt ferner für betriebsspezifisch verunreinigtes Niederschlagswasser, welches  in 

den in Satz 1 genannten Behandlungsprozessen sowie in den Lagerbereichen für Abfälle anfällt, 

die mit den in Satz 1 genannten Behandlungsprozessen in funktionalem und räumlichem 

Zusammenhang stehen. Ausgenommen davon ist verunreinigtes Niederschlagswas ser, dass 

gemäß §19 Absatz 5 der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

(AwSV) nicht als Abwasser beseitigt werden soll.“  

 

Anforderung an das Abwasser für die Einleitungsstelle  

Zu Teil C Absatz 3  

Von der Überwachung der Kohlenwasserstoffe ist die biologische Abfallbehandlung gemäß BVT 7 

nicht erfasst. Der DBV  fordert eine 1:1 Umsetzung und keine zusätzlichen Messpflichten für Gülle 

und Abfall (mit -)vergärende Anlagen über das europarechtlich geforderte hinaus. Es ist daher 

weder akzeptabel noch nachvollziehbar, warum im Vergleich zum Referentenentwurf Abwasser 

aus Anlagen nach Teil A Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 gestrichen wurden.  

 

Änderungsvorschlag Teil C Absatz 3:  

(3) Die Anforderung an Kohlenwasserstoffe, gesamt, nach Absatz 1 bezieht sich auf die Stichprobe. 

Die Anforderung gilt nicht für Abwasser aus den Bereichen nach Teil A Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 

und 2.  

 

Betreiberpflichten  

Wir möchte an dieser Stelle nochmal darauf hinweisen, dass der Kreis der nach 4. BImSchV als 

IED -Anlagen geltenden Betriebe bereits größer ist weiter als europarechtlich erforderlich (siehe 

Ausführungen zu Teil A Absatz 1 Satz 1 Nummer 2). Dies widerspricht der viel zitierten 1:1 

Umsetzung. Eine weitere inhaltliche Verschärfung verbietet sich daher nahezu von selbst.  

 

Erfüllungsaufwand  

Der im Entwurf ausgewiesene Erfüllungsaufwand basiert weiterhin auf denselben Anlagenzahlen 

wie im Entwurf von 2022. Es ist nahezu ausgeschlossen , dass sich diese Zahlen nach vier Jahren 

nicht verändert haben.  

Zudem sind die angesetzten Daten und Kosten für den Erfüllungsaufwand nicht belastbar. 

Dadurch entsteht der Eindruck, dass die tatsächlichen Mehrkosten, die über die geltende 
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„Sowieso ‑Regel“ hinausgehen, systematisch unterschätzt werden. Für die Betreiber bedeutet dies 

zusätzliche und vermeidbare finanzielle Belastungen, die durch den Regelungszweck nicht 

gerechtfertigt sind  und in einem klaren Widerspruch zum Koalitionsvertrag stehen.  
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